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Wenn der Ofen nicht funktioniert Brüssel erwägt eine „EU-GmbH" 
Der Oberste Gerichtshof beschränkt den Vorrang der 
Verbesserung vor der Rückabwicklung. 1c1emensFabryJ Seite 10 

Im Gesellschaftsrecht sollen Hürden für Kleinimterneh­
men beseitigt werden: IAP1JensMeyer1 Wirtschaft & Steuern S.12 

Steueroptimierung in der Intensivstation 
ERBSCHAFTSSTEUER. Der Gesetzgeber lehnt es ab, die Erbschaftssteuer vor dem 1. August 2008 

aufzuheben. Das führt zu makabren Überlegungen über den steuerschonenden Todeszeitpunkt. 

VON HANNS F. HÜGEL 

WIEN. Beratung vermögender Erb­
lasser, vor allem die steuerliche 
Nachlassplanung, hatte immer 
schon einen makabren Touch. 
„Der steueroptimale Tod" lautet 
denn auch der treffende Titel eines 
Buchs zum Erbschaftssteuerrecht, 
das allerdings demnächst seine 
Aktualität einbüßen wird. Der 
Grund: Am 31. Juli 2008 läuft die 
vom Verfassungsgerichtshof auf­
gehobene Erbschaftssteuer aus. 

Als Vorwirkung des magischen 
Datums beschäftigt die Berater und 
ihre durch todesbedingte Steuerlas­
ten bedrohten Klienten zurzeit ein 
besonders skurriles T hema: Wer vor 
dem 1. August 2008 stirbt, „be­
schert" seinen Erben - je·nach Ver­
wandtschaftsgrad-ab einem Nach­
lasswert von 4,4 Mio. Euro eine 15-
bis 60-prozentige Steuerbelastung. 
Steueroptimal ist der Tod hingegen 
nach dem 31. Juli 2008, 24.00 Ul).r, 
wenn er den vermögenden.Erblas­
ser mit Wohnsitz in Österreich er -
eilt. Dann fällt in .Österreich ·keine 
Erbschaftssteuer an. 

Zugriff auf Auslandsvermögen 
Fallen in den Nachlass ausländi­
sche Liegenschaften oder Betriebe, 
nützt der Tod in Österreich oft we­
nig. Hier langte schon bisher der 
sogenannte Lagestaat zu. Dies wird 
bald auch für zehnprozentige und 
höhere Anteile an deutschen Kapi­
talgesellschaften gelten. Denn we­
gen des Wegfalls der österreichi­
schen Erbschaftssteuer wird, wie 
vorige Woche bekannt geworden 
ist, Deutschland das Doppelbe­
steuerungsabkommen (DBA) mit 
Österreich aufkündigen (s. unten). 

Abhilfe kann hier manchmal die 
Einbringung in Stiftungen bringen, 

STICHWORT: Aufhebung 

Der Verfassungsgerichtshof hat 
erst die Erbschaftssteuer, dann 
auch die Schenkungssteuer mit 
Frist bis 31. Juli 2008 

· 

aufgehoben. Der VfGH stieß sich 
nicht an der Besteuerung an sich, 
sondern an deren Bemessung. 
Die pauschale Vervieffachung 
historischer Einheitswerte ergibt 
eine unsachliche Bewertung. 

Wenn das magische 
Datum 1. August 2008 

heranrückt ... 
[ lllusuation: Vinzenz Schüller] 
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die sonst wegen des Auslaufens der 
Erbschaftssteuer erheblich an At­
traktivität einbüßen dürften. Ferner 
werden deutsche Erben nach Weg­
fall des DBA nicht nur -wie bisher -
deutsches, sondern auch in Öster­
reich befindliches Vermögen zu 
versteuern haben. Und zusätzlich 
wird der deutsche Fiskus alle Erben, 
auch wenn sie nicht in Deutschland 
ansässig sind, für das gesamte, 
weltweit verstreute Nachlassvermö­
gen zur Kasse bitten, wenn der Erb­
lasser deutscher Staatsbürger war 
und innerhalb von fünf Jahren vor 
seinem Tod aus Deutschland nach 
Österreich gezogen ist - selbst 
wenn der Wegzug noch vor Aufkün­
digung des DBA stattfand. Ange­
sichts der höheren deutschen Steu­
ersätze kann dies durchaus zu einer 
Verdoppelung der Steuerbelastung 
führen. Da das DBA voraussichtlich 
ebenfalls am 31. Juli 2008 auslaufen 
wird, ist hier ausnahmsweise der 
Tod vor dem 1. 8. steueroptirnal. 

Doch abgesehen von solchen 
grenzüberschreitenden Erbfällen 
werden die Erben dem potenziel­
len Erblasser ein langes, zumindest . 
aber über den 31. Juli 2008 hinaus-

·reichendes Leben wünschen. Denn 
die Lebensdauer, im Extremfall ein 
Tag, entscheidet über unter Um­
ständen millionenschwere Steuer -
lasten oder völlige Steuerfreiheit. 
Nicht zufällig basteln daher Steuer­
anwälte und Steuerberater an Mo­
dellen, um den steuerlich relevan -
ten Erbfall bei voreiligem Dahin­
scheiden durch Zwischenerwerbe 
durch Stiftungen abzumildern oder 
durch aufschiebend bedingte Ver­
mögenszuwendungen gar auf die 
steuerfreie Zeit zu verlegen. 

Missbrauch der Reparatur-Frist 
Den Regierungspolitikern ist diese 
skurrile Situation bekannt. Obwohl 
Kanzler und Vizekanzler das Aus­
laufen der Erbschaftssteuer öffent­
lich angekündigt haben, verweigern 
sie die sofortige Aufhebung des Ge­
setzes. Vielmehr wollen sie die vom 
VfGH gesetzte Frist für das Außer­
krafttreten „aussitzen". Dies ist je­
doch ein Missbrauch dieser Frist. 
Die Fristsetzung sollte dem Gesetz­
geber Zeit geben, eine neue, dem 
Gleichheitsgebot entsprechende 
Erbschaftssteuerregelung auszuar­
beiten. Ihr Sinn war es nicht, je 

nach Todestag erhebliche Steuern 
einzuheben oder nicht einzuheben. 
Dies ist selbst eine dramatische 
Gleichheitswidrigkeit, die von den 
Betroffenen aufgrund einer höchst 
problematischen Verfassungsrege­
lung nicht bekämpft werden kann. 
Die Entscheidung der Politiker ge­
gen die sofortige Aufhebung kon­
terkariert das Anliegen des VfGH. 

Aus welchen Gründen die Koali­
tion ihren Beschluss, die Erb­
schaftssteuer entfallen zu lassen, 
nicht sofort umsetzt, darüber kann 
man nur spekulieren: V iel.leicht 
will sie getreu dem von einem ih­
rer Steuerfachleute bei einer ORF­
Diskussion geäußerten schlichten 
Motto, man könne doch „die Rei­
chen" nicht steuerlich entlasten, 
die Betroffenen bis zum 31. Juli 
2008 dumm sterben lassen, um 

wenigstens bis dahin bei ihren Er­
ben zu kassieren. Denkbar ist 
auch, dass sich die ÖVP für die 
Steuerreformdiskussion einen 
„Bargaining chip" aufheben will. 

Die Beibehaltung der Erb­
schaftssteuer ist steuerpolitisch 
durchaus vertretbar, zumal es 
weltweit nur wenige erbschafts-

steuerfreie Länder gibt. Verärgert 
wäre allenfalls eine Klientel, die 
der ÖVP ohnedies sicher ist - und 
diese könnte durch andere Maß­
nahmen, etwa die Absenkung des 
im internationalen Spitzenfeld lie­
genden Einkommensteuerhöchst­
satzes weit besser bedient werden. 

Bleibt es beim Stichtag 31. Juli 
2008, ist eine Zuspitzung der maka­
bren Situation programmiert. Je nä­
her das magische Datum heran­
rückt; desto öfter könnten Ärzte in 
den Intensivstationen von Ver­
wandten mit dem steuerlich moti­
vierten Wunsch nach lebensverlän­
gemder Maßnahmen konfrontiert 
werden, vielleicht sogar mit dem 
Wunsch, die Datierung des Todes­
zeitpunktes in die steuerfreie Zu­
kunft zu verschieben. Die potenziel­
len Erblasser werden wohl ihre letz­
ten Wünsche an ci.en Arzt überden­
ken. Die steueroptirnierte Patien­
tenverfügung sollte das Abschalten 
der Apparate tunlichst erst für die 
Zeit ab-August 2008 anordnen. 

Prof Dr. Hanns E Hügel lehrt 
Unternehmens- und Steuerrecht an 
der Universität Wien und ist Part­
ner bei bpv Hügel Rechtsanwälte. 

Ein ·Danaer-Geschenk für Erbfälle mit Deutschland-Bezug 
Wen der Wegfall des Erbschaftssteuer-Doppelbesteuerungsabkommens trifft. -Ausfälle für Österreichs Fiskus zu erwarten. 

VON CLAUS STARINGER 

· WIEN. Deutschland will das seit 
1954 mit Österreich bestehende 
Erbschaftssteuer-Doppelbesteue­
rungsabkommen kündigen. Damit 
soll vorsorglich ein „Steuer­
schlupfloch" geschlossen werden, 
das sich durch den Wegfall der 
Erbschaftssteuer in Österreich ab 
August 2008 auftun könnte. In den 
Medien ist bereits vom „Steuer-
c+Yai+" mit t\ct-orroi�hc uril""htin'ctom 

ist nämlich durch die Absicht der tik ohnedies ein Dom im ·Auge kann plötzlich an die Stelle der 
österreichischen Bundesregie- war. bisherigen moderaten Steuerbe­
rung, die Erbschaftssteuer - trotz Aber ist der Wegfall eines DBA lastung in Österreich (die ab Au­
Einladung des VfGH zur Reparatur wirklich so dramatisch, noch dazu gust 2008 zur Nullbelastung wür­
- mit Ende Juli 2008 ersatzlos aus- bei der hierzulande als verzichtbar de) die deutsche Erbschaftsstelter 
laufen zu lassen, herausgefordert angesehenen Erbschaftssteuer? treten. Diese ist im Regelfall deut­
worden. Die Logik der deutschen Für die Masse der Steuerpflichti- lieh höher als in Österreich. Dazu 
Seite ist nachvollziehbar: Keine gen sicher nicht. Wer nicht grenz- kommt noch, dass die deutsche 
Erbschaftssteuer mehr in Öster- überschreitend erbt oder vererbt Erbschaftssteuer in einem Re­
reich - keine Gefahr der doppelten (weil Erblasser oder Erbe oder Ver- formprozess steht, bei dem nie­
Besteuerung von Erbschaften - mögen einen spezifischen Bezug mand weiß, wohin sich das Steu­
kein Bedarf mehr für ein Erb- zu Deutschland haben), der wird erniveau entwickelt. 
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· ..,. Wer als Erblasser oder Erbe 
über Wohnsitze in Österreich und 
Deutschland verfügt, wird in 
Deutschland mit dem Weltvermö­
gen (!) steuerpflichtig, auch wenn 
der Mittelpunkt der Lebensinter­
essen in Osterreich liegen sollte. 
Führt man sich vor Augen, dass in 
Deutschland rund 250.000 Aus­
landsösterreicher (und umgekehrt 
in Österreich rund 100.000 Deut­
sche) leben, dann wird es nicht 
uroniao cnlrhor nnnru::::i.lurnhnclt7_ 


